
Einkommensteuer

Steuerpflichtiger

Steuerpflichtiger ist in der Regel der Versicherungsnehmer bzw.
dessen Rechtsnachfolger. Ist ein Bezugsrecht unwiderruflich einge-
räumt, gilt der Bezugsberechtigte als Steuerpflichtiger; bei wider-
ruflicher Einräumung erst bei Eintritt des Erlebensfalls. Im Falle der
Abtretung von Ansprüchen auf die Versicherungsleistung bleibt der
Abtretende steuerpflichtig, wenn er weiterhin die Erträge erzielt.

Beiträge

Beiträge zu Rentenversicherungen können nicht als Vorsorgeauf-
wendungen nach § 10 EStG steuerlich geltend gemacht werden. 

Leistungen

Einmalige Kapitalleistungen im Todesfall der versicherten
Person sind einkommensteuerfrei. 

Einmalige Kapitalauszahlungen im Erlebensfall

Als steuerpflichtiger Ertrag wird der Unterschiedsbetrag zwischen
Versicherungsleistung und der Summe der insgesamt gezahlten
Versicherungsbeiträge erfasst. Beitragsbestandteile, die andere
Risiken als das Todesfallrisiko abdecken (z. B. Berufsunfähigkeit,
Unfalltod), werden nicht in die Berechnung einbezogen. 

Von dem steuerpflichtigen Ertrag behalten wir vorab immer eine 
25 %-ige Steuer, den darauf entfallenden Solidaritätszuschlag und
ggf. Kirchensteuer ein. Vom Steuerpflichtigen in Ansatz gebracht
werden können hier der Sparerpauschbetrag von 801 Euro für
Alleinstehende bzw. von 1.602 Euro für zusammen veranlagte
Ehepaare. 

Damit ist die Einkommensteuer abgegolten.

In zwei Fällen ist eine Sonderregelung zu beachten, die den
Steuerpflichtigen besser stellt:

– Der individuelle Steuersatz liegt unter 25 %.

– Die Erträge sind nur zur Hälfte mit dem individuellen Steuersatz
zu versteuern, wenn sie
– nach Vollendung des 60. Lebensjahres des Steuerpflichtigen

und 
– nach Ablauf von 12 Jahren nach Vertragsabschluss ausgezahlt

werden
(für nach dem 31.12.2011 abgeschlossene Verträge ist auf die
Vollendung des 62. Lebensjahres abzustellen).

In diesen beiden Fällen kann die zuviel gezahlte Steuer über die Ein-
kommensteuererklärung beim Finanzamt durch Verrechnung zu-
rückgefordert werden. 

Bitte beachten Sie, dass nachträgliche Änderungen wesentlicher Ver-
tragsmerkmale Ihrer Versicherung (z. B. Versicherungslaufzeit, Versi-
cherungssumme, Beitragshöhe, Beitragszahlungsdauer) zum Neube-
ginn der Mindestvertragsdauer führen könnten. Erhöhungen gelten
in ihrem Umfang steuerlich als gesonderter neuer Vertrag, für den
die Mindestvertragsdauer ab dem vereinbarten Erhöhungszeitpunkt
neu zu laufen beginnt (die Sonderregelung im 2. Fall würde sonst
nicht mehr gelten). Minderungen, Absenkungen oder bereits bei
Vertragsbeginn vereinbarte Änderungen sind unproblematisch. Bei
einem Wechsel der Versicherungsart erlischt der „alte Vertrag“ und
es ist steuerlich vom Abschluss eines neuen Vertrages auszugehen.

Lebenslange Rentenzahlungen   

Rentenleistungen, die bis zum Tod der versicherten Person gezahlt
werden, unterliegen mit dem so genannten Ertragsanteil nach 
§ 22 Nr. 1 S. 3 a) bb) EStG der Besteuerung.  

Der einmal ermittelte Ertragsanteil zum Rentenbeginn gilt auch für
die erhöhte Rente bei Pflegebedürftigkeit.

Abgekürzte bzw. verlängerte Rentenzahlungsdauer 

Als steuerpflichtigen Ertrag wird der Unterschiedsbetrag zwischen
der einzelnen (Renten-) Zahlung und den anteilig auf diese (Ren-
ten-) Zahlung berechneten Beiträgen erfasst.

Diese Erträge aus Leibrenten mit einer vertraglich vereinbarten
Höchstlaufzeit (abgekürzte Leibrenten) und wiederkehrende Bezü-
ge, die nicht auf die Lebenszeit, sondern auf eine fest gelegte Dau-
er zu entrichten sind (Zeitrenten), sind – entsprechend der Be-
steuerung einmaliger Kapitalauszahlungen im Erlebensfall – zur
Hälfte mit dem individuellen Steuersatz zu versteuern, wenn sie
nach Vollendung des 60. Lebensjahres und nach Ablauf von 
12 Jahren nach Vertragsschluss ausgezahlt werden (für nach dem
31.12.2011 abgeschlossene Verträge ist auf die Vollendung des 
62. Lebensjahres abzustellen). In allen anderen Fällen unterliegen
die Erträge in vollem Umfang der 25 %-igen Abgeltungsteuer.
Dies gilt auch für Leibrenten mit einer vertraglich vereinbarten
Mindestlaufzeit, wenn die Rentengarantiezeit über die nach der
Sterbetafel der Tarifkalkulation zu ermittelnden Lebenserwartung
der versicherten Person hinausgeht.  

Allgemeine Angaben über steuerliche Aspekte

Aufgeschobene und sofort beginnende 
Rentenversicherungen

L E B E N S V E R S I C H E R U N G  a. G.
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Zusatzversicherungen zu Rentenversicherungen

(Erwerbs- oder Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherungen, Hinter-
bliebenenrenten-Zusatzversicherungen, Unfalltod-Zusatzversiche-
rungen)  

Beiträge, die auf Zusatzversicherungen zu Rentenversicherungen
entfallen, können nicht als Vorsorgeaufwendungen nach § 10 EStG
steuerlich geltend gemacht werden.   

Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrenten sind als abgekürzte
Leibrenten mit dem Ertragsanteil nach § 55 Abs. 2 EStDV zu ver-
steuern. Pflegerenten sind einkommensteuerfrei.

Renten aus Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherungen sind als
lebenslange Leibrenten mit dem Ertragsanteil nach § 22 Nr. 1 
S. 3 a) bb) EStG zu versteuern.  

Einmalige Kapitalleistungen aus Unfalltod-Zusatzversicherun-
gen sind einkommensteuerfrei. 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Ansprüche oder Leistungen aus Rentenversicherungsverträgen
unterliegen der Erbschaft-/Schenkungsteuer, wenn sie aufgrund
einer Schenkung des Versicherungsnehmers oder bei dessen Tod
als Erwerb von Todes wegen (z. B. aufgrund eines Bezugsrechtes
oder als Teil des Nachlasses) von einem Dritten erworben werden.

Zu versteuern sind Versicherungsleistungen, wenn sie zusammen
mit dem übrigen Erbe die persönlichen Freibeträge des § 16 ErbStG
übersteigen: 500.000 Euro für Ehegatten und 400.000 Euro für Kin-
der (Steuerklasse I), für weiter entfernte Verwandte gelten geringe-
re Freibeträge. Außerdem steht Ehegatten und Kindern noch ein so
genannter Versorgungsfreibetrag zu, der bei Ehegatten bei 256.000
Euro und bei Kindern, nach Alter gestaffelt, zwischen 10.300 Euro
und 52.000 Euro liegt.  

Die Freibeträge gelten auch für Vermögensübertragungen zu Leb-
zeiten und werden alle zehn Jahre neu gewährt. 

Versicherungsteuer

Beiträge zu Rentenversicherungen unterliegen nicht der Versiche-
rungsteuer.

Meldepflichten für Versicherungsunternehmen 

Gesetzliche Vorschriften machen es erforderlich bestimmte Vor-
gänge Finanzämtern anzuzeigen, u. a. bei

– Auszahlungen von Versicherungsleistungen an einen anderen
als den Versicherungsnehmer

– Vorauszahlungen 
– Übertragung der Versicherungsnehmereigenschaft (gleich aus

welchem Grund)
– Auszahlungen von über Lebensversicherungen finanzierten

Darlehen 
– Abtretungen an ausländische Kreditinstitute 

Wichtiger Hinweis

Die vorstehenden Angaben über steuerliche Aspekte ent-
sprechen dem derzeitigen Stand der Steuergesetzgebung
und Rechtsprechung und erfolgen mit aller Sorgfalt, aber
ohne Gewähr für Richtigkeit und Vollständigkeit. 

Für weitergehende Informationswünsche wenden Sie sich
bitte an Ihr zuständiges Finanzamt oder Ihren Steuerberater.
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Allgemeine Bedingungen für die Rentenversicherung mit sofort 
beginnender Rentenzahlung 
(Tarifbezeichnung: SRO) 
 
 
 
Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 
Sie sind als Versicherungsnehmer unser Vertragspartner; 
für unser Vertragsverhältnis gelten die folgenden Bedin-
gungen. Darin werden die vertragsrechtlichen Leistungen 
beschrieben. Informationen zur steuerlichen Behandlung 
Ihrer Versicherung finden Sie in der Kundeninformation 
„Allgemeine Angaben über steuerliche Aspekte“. 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir? 
§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? 
§ 3 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? 
§ 4 Was gilt bei Selbsttötung, Wehrdienst, Unruhen oder 

Krieg? 
§ 5 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten? 
§ 6 Was geschieht, wenn Sie den Einmalbeitrag nicht 

rechtzeitig zahlen? 
§ 7 Können Sie Ihre Versicherung kündigen? 
§ 8 Wann können Sie eine flexible Auszahlung in An-

spruch nehmen? 
§ 9 Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleis-

tung verlangt wird? 
§ 10 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein? 
§ 11 Wer erhält die Versicherungsleistung? 
§ 12 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift und Ihres 

Namens? 
§ 13 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in Rech-

nung? 
§ 14 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung? 
§ 15 Wo ist der Gerichtsstand? 
§ 16 Was gilt bei Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen? 

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir? 

(1) Wir zahlen die vereinbarte monatliche Rente jeweils zu 
Beginn eines Monats, solange die versicherte Person den 
jeweiligen Fälligkeitstermin erlebt, erstmals zu Beginn des 
Monats, der auf den vereinbarten Versicherungsbeginn 
folgt. 

(2) Für den Rentenbezug können folgende Tarifbausteine 
vereinbart sein: 
- Rentengarantiezeit 

Wir zahlen die Rente mindestens bis zum Ablauf der 
Rentengarantiezeit, unabhängig davon, ob die versicher-
te Person diesen Termin erlebt. 

- Begrenzung der Rentenzahlungsdauer 
Wir zahlen die Rente bis zum Tod der versicherten Per-
son, längstens bis zum Ende der Rentenzahlungsdauer, 
bei gleichzeitiger Vereinbarung einer Rentengarantiezeit 
jedoch mindestens bis zu deren Ende. 

- Restkapital bei Tod im Rentenbezug 
Wir zahlen bei Tod im Rentenbezug den Einmalbeitrag 
abzüglich der bereits gezahlten Renten (ohne Renten-
leistungen aus Überschüssen im Rentenbezug, siehe 
§ 2 Abs. 2. Buchst. c). 

Besteht zu diesem Zeitpunkt ein Anspruch auf Hinter-
bliebenenrente aus einer eingeschlossenen Hinterblie-
benenrenten-Zusatzversicherung, wird die Leistung erst 
bei Tod der mitversicherten Person fällig. 
Eine Kombination dieses Tarifbausteins mit der Renten-
garantiezeit ist nicht möglich. 

- Garantierte Rentensteigerung 
Die Rente erhöht sich jährlich am Jahrestag des Versi-
cherungsbeginns um den vereinbarten Prozentsatz. 

(3) Außer den im Versicherungsschein ausgewiesenen 
garantierten Leistungen erhalten Sie weitere Leistungen 
aus der Überschussbeteiligung (siehe § 2). 

(4) Der genaue Umfang Ihres Versicherungsschutzes ergibt 
sich aus Ihrem Versicherungsschein und späteren zusätzli-
chen schriftlichen Vereinbarungen. 

§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? 

Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer 
gemäß § 153 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) 
an den Überschüssen und Bewertungsreserven (Über-
schussbeteiligung). Die Überschüsse werden nach den 
Vorschriften des Handelsgesetzbuches ermittelt und jähr-
lich im Rahmen unseres Jahresabschlusses festgestellt. 
Die Bewertungsreserven werden dabei im Anhang des 
Geschäftsberichtes ausgewiesen. Der Jahresabschluss 
wird von einem unabhängigen Wirtschaftsprüfer geprüft 
und ist unserer Aufsichtsbehörde einzureichen. 

(1) Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbetei-
ligung der Versicherungsnehmer 

(a) Die Überschüsse stammen im Wesentlichen aus den 
Erträgen der Kapitalanlagen. Von den Nettoerträgen derje-
nigen Kapitalanlagen, die für künftige Versicherungsleis-
tungen vorgesehen sind (§ 3 der Verordnung über die 
Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversicherung, 
Mindestzuführungsverordnung), erhalten die Versiche-
rungsnehmer insgesamt mindestens den in dieser Verord-
nung genannten Prozentsatz. In der derzeitigen Fassung 
der Verordnung sind grundsätzlich 90 % vorgeschrieben 
(§ 4 Abs. 3, § 5 Mindestzuführungsverordnung); aus die-
sem Betrag werden zunächst die Beträge finanziert, die für 
die garantierten Versicherungsleistungen benötigt werden. 
Die verbleibenden Mittel verwenden wir für die Über-
schussbeteiligung der Versicherungsnehmer. 
Weitere Überschüsse entstehen insbesondere dann, wenn 
Lebenserwartung und Kosten niedriger sind, als bei der 
Tarifkalkulation angenommen. Auch an diesen Überschüs-
sen werden die Versicherungsnehmer angemessen betei-
ligt und zwar nach derzeitiger Rechtslage am Risikoergeb-
nis (Lebenserwartung) grundsätzlich zu mindestens 75 % 
und am übrigen Ergebnis (einschließlich Kosten) grund-
sätzlich zu mindestens 50 % (§ 4 Abs. 4 und 5, § 5 Min-
destzuführungsverordnung). 
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(b) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unter-
schiedlich zum Überschuss bei. Wir haben deshalb gleich-
artige Versicherungen zu Bestandsgruppen zusammenge-
fasst. Bestandsgruppen bilden wir beispielsweise, um das 
versicherte Risiko wie das Langlebigkeits- oder Berufsun-
fähigkeitsrisiko zu berücksichtigen. Die Verteilung des 
Überschusses für die Versicherungsnehmer auf die einzel-
nen Bestandsgruppen orientiert sich daran, in welchem 
Umfang sie zu seiner Entstehung beigetragen haben. 
Den Überschuss führen wir der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung zu, soweit er nicht in Form der so genannten 
Direktgutschrift bereits unmittelbar den überschussberech-
tigten Versicherungen gutgeschrieben wird. Diese Rück-
stellung dient dazu, Ergebnisschwankungen im Zeitablauf 
zu glätten. Sie darf grundsätzlich nur für die Überschussbe-
teiligung der Versicherungsnehmer verwendet werden. Nur 
in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde können wir hiervon nach § 56a des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes (VAG) abweichen, soweit die Rückstel-
lung nicht auf bereits festgelegte Überschussanteile entfällt. 
Nach der derzeitigen Fassung des § 56a VAG können wir 
die Rückstellung im Interesse der Versicherungsnehmer 
auch zur Abwendung eines drohenden Notstandes, zum 
Ausgleich unvorhersehbarer Verluste aus den überschuss-
berechtigten Versicherungsverträgen, die auf allgemeine 
Änderungen der Verhältnisse zurückzuführen sind oder - 
sofern die Rechnungsgrundlagen aufgrund einer unvorher-
sehbaren und nicht nur vorübergehenden Änderung der 
Verhältnisse angepasst werden müssen - zur Erhöhung der 
Deckungsrückstellung heranziehen. 

(c) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der 
Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalan-
lagen in der Bilanz ausgewiesen sind. Die Bewertungsre-
serven sorgen für Sicherheit und dienen dazu, kurzfristige 
Ausschläge an den Kapitalmärkten auszugleichen. Ein Teil 
der Bewertungsreserven fließt den Versicherungsnehmern 
unmittelbar zu. Die Bewertungsreserven werden jährlich im 
Geschäftsbericht ausgewiesen, unterjährig aktualisiert und 
am Monatsanfang zur Verteilung festgelegt. Der so ermit-
telte Wert wird den Verträgen nach einem verursachungs-
orientierten Verfahren zugeordnet. Aufsichtsrechtliche 
Regelungen zur Kapitalausstattung bleiben unberührt. 

(2) Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbetei-
ligung Ihres Vertrags 

(a) Ihre Versicherung erhält Anteile an den Überschüssen 
derjenigen Bestandsgruppe, die in Ihrem Versicherungs-
schein genannt ist. Die Höhe der Überschussanteilsätze 
wird jedes Jahr vom Vorstand unseres Unternehmens auf 
Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars festgelegt. Wir 
veröffentlichen die Überschussanteilsätze in unserem 
Geschäftsbericht, den Sie bei uns anfordern können. 

(b) Voraussetzung für die Fälligkeit der Überschussanteile 
 
Die einzelne Versicherung erhält laufende Überschussan-
teile, die zum Ende eines jeden Versicherungsjahres zuge-
teilt werden. 
Die Bemessungsgrößen, auf die sich die Überschussanteil-
sätze beziehen, hängen vor allem vom Tarif, vom Alter der 
versicherten Person und von der vereinbarten Leistung ab. 
Sie werden nach den anerkannten Regeln der Versiche-
rungsmathematik ermittelt. Die dafür geltenden Rech-
nungsgrundlagen liegen der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (Bereich Versicherungen) vor. 

(c) Form und Verwendung der Überschussanteile 
 

Sie können wählen, wie die laufenden Überschüsse im 
Rentenbezug verwendet werden sollen. 
1. Sie können zur dynamischen Erhöhung der Rente ver-

wendet werden. Die Rente erhöht sich dann jährlich am 
Jahrestag des Versicherungsbeginns. Der Umfang der 
Erhöhung kann nicht vorhergesagt werden (siehe Absatz 
3); erreichte Erhöhungen sind aber für die gesamte Ren-
tendauer garantiert. 

2. Sie können für eine nicht-dynamische Zusatzrente ver-
wendet werden. Die Höhe dieser Zusatzrente wird bei 
Rentenbeginn so berechnet, dass sie bei unveränderten 
Überschussanteilsätzen für die gesamte Rentendauer 
gleich bleibt. Die anfängliche Rentenleistung ist dadurch 
höher als bei der dynamischen Rente. Bei einer Ände-
rung der Überschussanteilsätze wird die nicht-
dynamische Zusatzrente neu berechnet; sie sinkt bei ei-
ner Verminderung und steigt bei einer Erhöhung der An-
teilsätze. 

3. Sie können für eine teildynamische Rente verwendet 
werden. Dabei wird ein Teil der Überschüsse gemäß Zif-
fer 1 zur dynamischen Rentenerhöhung verwendet und 
aus dem Rest wird eine nicht-dynamische Zusatzrente 
gemäß Ziffer 2 berechnet. Die dynamischen Erhöhungen 
sind ab der Erhöhung garantiert, die nicht-dynamische 
Zusatzrente kann steigen oder sinken. 

4. Sie können bar ausgezahlt werden, wobei die Auszah-
lung jährlich am Jahrestag des Versicherungsbeginns 
erfolgt. 

Ein Wechsel der Verwendungsart nach Rentenbeginn ist 
nicht möglich. Bei Vereinbarung einer garantierten Renten-
steigerung (§ 1 Abs. 2) sind nicht-dynamische und teildy-
namische Rente nicht zulässig. 

(d) Wenn sich die Umstände, die der Kalkulation zugrunde 
lagen, wesentlich ändern, kann es erforderlich werden, 
dass wir die für Ihren Vertrag gemäß § 341f Handelsge-
setzbuch (HGB) auf Basis der bei Vertragsabschluss gülti-
gen Rechnungsgrundlagen gebildete Deckungsrückstellung 
auffüllen müssen. In diesem Fall sind wir berechtigt, die 
künftigen laufenden Überschussanteile und die Schluss-
überschussanteile Ihres Vertrags zur Finanzierung der 
Auffüllung heranzuziehen. Bereits zugeteilte Überschüsse 
sind hiervon nicht betroffen. 

(3) Information über die Höhe der Überschussbeteili-
gung 

Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen 
Einflüssen ab. Diese sind nicht vorhersehbar und von uns 
nur begrenzt beeinflussbar. Einflussfaktoren sind die Zins-
entwicklung des Kapitalmarkts sowie die Entwicklung des 
versicherten Risikos und der Kosten. Die Höhe der künfti-
gen Überschussbeteiligung kann also nicht garantiert wer-
den. 

§ 3 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? 

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abge-
schlossen worden ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen ver-
einbarten, im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginn. Allerdings entfällt unsere Leistungspflicht bei 
nicht rechtzeitiger Zahlung des Einmalbeitrags (siehe § 5 
Abs. 1 und § 6 Abs. 2). 

§ 4 Was gilt bei Selbsttötung, Wehrdienst, Unruhen 
oder Krieg? 

Unsere Leistungspflicht besteht unabhängig davon, auf 
welcher Ursache der Versicherungsfall beruht. Wir gewäh-
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ren Versicherungsschutz auch dann, wenn die versicherte 
Person in Ausübung des Wehr- oder Polizeidienstes, bei 
inneren Unruhen oder durch Selbsttötung den Tod gefun-
den hat. 

§ 5 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beach-
ten? 

(1) Der Einmalbeitrag ist unverzüglich nach Abschluss des 
Versicherungsvertrags zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit 
Ihnen vereinbarten, im Versicherungsschein angegebenen 
Versicherungsbeginn. 

(2) Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung genügt es, 
wenn Sie fristgerecht alles getan haben, damit der Beitrag 
bei uns eingeht. Ist die Einziehung des Beitrags von einem 
Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 
Beitrag zu dem in Absatz 1 genannten Termin eingezogen 
werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht 
widersprechen. Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Ver-
schulden von uns nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 
unserer schriftlichen Zahlungsaufforderung erfolgt. 

(3) Die Übermittlung Ihres Beitrags erfolgt auf Ihre Gefahr 
und Ihre Kosten. 

§ 6 Was geschieht, wenn Sie den Einmalbeitrag nicht 
rechtzeitig zahlen? 

(1) Wenn Sie den Einmalbeitrag nicht rechtzeitig zahlen, 
können wir - solange die Zahlung nicht bewirkt ist - vom 
Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn uns nachgewie-
sen wird, dass Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu 
vertreten haben. 

(2) Ist der Einmalbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalles 
noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, 
sofern wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. Unsere 
Leistungspflicht besteht jedoch, wenn uns nachgewiesen 
wird, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 

§ 7 Können Sie Ihre Versicherung kündigen? 

Eine Kündigung Ihrer Rentenversicherung ist nicht möglich. 
Die Rückzahlung des Einmalbeitrags können Sie nicht 
verlangen. 

§ 8 Wann können Sie eine flexible Auszahlung in An-
spruch nehmen? 

(1) Während der Dauer des Vertrags können Sie eine oder 
mehrere Auszahlungen des angesammelten Kapitals in 
Anspruch nehmen. Die Auszahlung ist dabei grundsätzlich 
auf die zum Zeitpunkt der Auszahlung versicherte Todes-
fallleistung begrenzt. Die Rentenleistung und die vereinbar-
te Todesfallleistung werden nach den anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik entsprechend der Auszah-
lung reduziert. 

(2) Wird nach einer Auszahlung die Mindestrente von 
25 Euro monatlich nicht erreicht, zahlen wir das gesamte 
Kapital aus und Ihre Versicherung erlischt. 

(3) Bei jeder Auszahlung wird der Auszahlungsbetrag um 
einen Abschlag in Höhe von 4,5 % gekürzt. 

Mit dem Abzug wird die Veränderung der Risikolage des 
verbleibenden Versicherungsbestandes ausgeglichen. 
Darüber hinaus wird mit dem Abzug ein Ausgleich für kol-
lektiv gestelltes Risikokapital sowie für verminderte Kapital-
erträge aufgrund vorzeitiger Fälligkeit vorgenommen. So-
fern Sie uns nachweisen, dass die dem Abzug zugrunde 
liegenden Annahmen in Ihrem Fall entweder dem Grunde 
nach nicht zutreffen oder der Abzug wesentlich niedriger zu 
beziffern ist, entfällt bzw. vermindert sich der Abzug. 

(4) Während der Rentengarantiezeit können Sie verlangen, 
dass die zukünftigen, bis zum Ende der Garantiezeit fälli-
gen Renten (ohne zukünftige Leistungen aus der Über-
schussbeteiligung) mit dem Rechnungszins von 1,75 % 
diskontiert und nach Abzug eines Abschlags von 4,5 % in 
einem Betrag ausgezahlt werden (Kapitalisierung der Ga-
rantiezeit); Absatz 3 Satz 2ff gilt entsprechend. In diesem 
Fall entfallen alle Rentenleistungen bis zum Ende der 
Garantiezeit; erlebt die versicherte Person diesen Termin, 
so setzt die Rentenzahlung wieder ein. 
Sofern eine Anwartschaft auf Hinterbliebenenrente mitver-
sichert ist, ist die Kapitalisierung der Garantiezeit nicht 
möglich. 

§ 9 Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleis-
tung verlangt wird? 

(1) Für Leistungen aus dem Versicherungsvertrag können 
wir die Vorlage des Versicherungsscheins und eines amtli-
chen Zeugnisses über den Tag der Geburt der versicherten 
Person verlangen. 

(2) Wir können vor jeder Rentenzahlung auf unsere Kosten 
ein amtliches Zeugnis darüber verlangen, dass die versi-
cherte Person noch lebt. 

(3) Der Tod der versicherten Person ist uns in jedem Fall 
unverzüglich anzuzeigen. Außer dem Versicherungsschein 
ist uns eine amtliche, Alter und Geburtsort enthaltende 
Sterbeurkunde einzureichen. 

(4) Ist für den Todesfall eine Leistung vereinbart, können 
wir ferner ein ausführliches ärztliches oder amtliches Zeug-
nis über die Todesursache sowie über Beginn und Verlauf 
der Krankheit, die zum Tod der versicherten Person geführt 
hat, verlangen. 

(5) Zur Klärung unserer Leistungspflicht können wir not-
wendige weitere Nachweise verlangen und erforderliche 
Erhebungen selbst anstellen. Die mit den Nachweisen 
verbundenen Kosten trägt derjenige, der die Versiche-
rungsleistung beansprucht. 

(6) Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsbe-
rechtigten auf seine Kosten. Bei Überweisungen in Länder 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes trägt der 
Empfangsberechtigte auch die damit verbundene Gefahr. 

§ 10 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein? 

(1) Den Inhaber des Versicherungsscheins können wir als 
berechtigt ansehen, über die Rechte aus dem Versiche-
rungsvertrag zu verfügen, insbesondere Leistungen in 
Empfang zu nehmen. Wir können aber verlangen, dass uns 
der Inhaber des Versicherungsscheins seine Berechtigung 
nachweist. 

(2) In den Fällen des § 11 Abs. 3 brauchen wir den Nach-
weis der Berechtigung nur dann anzuerkennen, wenn uns 
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die schriftliche Anzeige des bisherigen Berechtigten vor-
liegt. 

§ 11 Wer erhält die Versicherungsleistung? 

(1) Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag erbringen 
wir an Sie als unseren Versicherungsnehmer oder an Ihre 
Erben, falls Sie uns keine andere Person benannt haben, 
die die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag bei deren 
Fälligkeit erwerben soll (Bezugsberechtigter). Bis zur jewei-
ligen Fälligkeit können Sie das Bezugsrecht jederzeit wider-
rufen. Nach dem Tod der versicherten Person kann das 
Bezugsrecht nicht mehr widerrufen werden. 

(2) Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugs-
berechtigte sofort und unwiderruflich die Ansprüche aus 
dem Versicherungsvertrag erwerben soll. Wir werden Ihnen 
schriftlich bestätigen, dass der Widerruf des Bezugsrechts 
ausgeschlossen ist. Sobald Ihnen unsere Bestätigung 
zugegangen ist, kann das bis zu diesem Zeitpunkt noch 
widerrufliche Bezugsrecht nur noch mit Zustimmung des 
von Ihnen Benannten aufgehoben werden. 

(3) Die Einräumung und der Widerruf eines widerruflichen 
Bezugsrechts (vgl. Absatz 1) sind uns gegenüber nur und 
erst dann wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Berechtig-
ten schriftlich angezeigt worden sind. Der bisherige Berech-
tigte sind im Regelfall Sie; es können aber auch andere 
Personen sein, sofern Sie bereits vorher Verfügungen 
vorgenommen haben. 

Das Gleiche gilt für die Abtretung und Verpfändung von 
Ansprüchen aus dem Versicherungsvertrag, soweit derarti-
ge Verfügungen überhaupt rechtlich möglich sind. 

§ 12 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift und 
Ihres Namens? 

(1) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns 
unverzüglich mitteilen. Andernfalls können für Sie Nachteile 
entstehen, da wir eine an Sie zu richtende Willenserklärung 
mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt bekannte 
Anschrift senden können. In diesem Fall gilt unsere Erklä-
rung drei Tage nach Absendung des eingeschriebenen 
Briefes als zugegangen. Dies gilt auch, wenn Sie die Versi-
cherung in Ihrem Gewerbebetrieb genommen und Ihre 
gewerbliche Niederlassung verlegt haben. 

(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 13 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in 
Rechnung? 

(1) Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen 
ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, 

können wir die in solchen Fällen durchschnittlich entste-
henden Kosten als pauschalen Abgeltungsbetrag geson-
dert in Rechnung stellen. Dies gilt bei 
- Ausstellung eines neuen Versicherungsscheins, 
- Durchführung von Vertragsänderungen, soweit nicht 

vertraglich vereinbarte Optionen ausgeübt werden, 
- Bearbeitung von Abtretungen oder Verpfändungen, 
- Ermittlung einer geänderten Postanschrift, sofern die 

Änderung uns nicht mitgeteilt wurde (vgl. § 12 Abs. 1). 

(2) Sofern Sie uns nachweisen, dass die dem pauschalen 
Abgeltungsbetrag zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem 
Fall entweder dem Grunde nach nicht zutreffen oder der 
Höhe nach wesentlich niedriger zu beziffern sind, entfällt 
bzw. vermindert sich der Abgeltungsbetrag. 

§ 14 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwen-
dung? 

(1) Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. 

(2) Für das Vertragsverhältnis gilt auch die Satzung der 
VOLKSWOHL BUND Lebensversicherung a. G.; diese 
senden wir Ihnen auf Wunsch kostenfrei zu. 

§ 15 Wo ist der Gerichtsstand? 

(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem 
Sitz oder der für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Sind Sie eine natürliche Person, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit 
der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) Sind Sie eine natürliche Person, müssen Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen Sie bei dem Gericht 
erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in Ermange-
lung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts 
zuständig ist. Sind Sie eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht nach Ihrem Sitz oder Ihrer 
Niederlassung. 

(3) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz in einen Staat außerhalb 
der Europäischen Union, Islands, Norwegens oder der 
Schweiz, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem 
wir unseren Sitz haben. 

§ 16 Was gilt bei Unwirksamkeit einzelner Bestimmun-
gen? 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags - gleich 
aus welchem Grund - unwirksam sein oder werden, berührt 
dies die Wirksamkeit des Vertrags im Übrigen nicht. 

 


